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Gesetzentwurf Fraktionen CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN    Drs. 7/6269 

Beschlussempfehlung Ausschuss für Inneres und Sport 

  
  

Zweites Gesetz zur Änderung des Kommunalverfassungs-
gesetzes und wahlrechtlicher Vorschriften. 

_______ Gesetz zur Änderung des Kommunalverfassungs-
gesetzes und wahlrechtlicher Vorschriften. 

  
Artikel 1 Artikel 1 

Änderung des Kommunalverfassungsgesetzes ____ Kommunalverfassungsgesetz__ 
  
Das Kommunalverfassungsgesetz vom 17. Juni 2014 (GVBl. 
LSA S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. April 2019 
(GVBl. LSA S. 66), wird wie folgt geändert: 

Das Kommunalverfassungsgesetz vom 17. Juni 2014 (GVBl. 
LSA S. 288), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
7. Juli 2020 (GVBl. LSA S. __372 ), wird wie folgt geändert: 

  
1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 56 folgen-

de Angabe eingefügt: 
1. unverändert 

  
„§ 56a  Abstimmungen in außergewöhnlichen Notsituationen“.  

  
2. § 9 wird wie folgt geändert: 2. § 9 wird wie folgt geändert: 
  

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
  

(1) Satzungen sind vom Hauptverwaltungsbeamten zu unter-
zeichnen und öffentlich bekannt zu machen. Die öffent-
liche Bekanntmachung kann durch Aushang, in einem 
amtlichen Bekanntmachungsblatt, in einer oder mehreren 
Zeitungen oder im Internet erfolgen, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist. Die ortsübliche Form der öf-
fentlichen Bekanntmachung ist in der Hauptsatzung zu 
bestimmen. In der Hauptsatzung ist darauf hinzuweisen, 
dass in der Kommunalverwaltung Satzungen eingesehen 

     „(1) Satzungen sind vom Hauptverwaltungsbeamten zu unter-
zeichnen und öffentlich bekannt zu machen. Die öffentliche 
Bekanntmachung kann durch Aushang, in einem amtlichen 
Bekanntmachungsblatt, in einer oder mehreren Zeitungen 
oder im Internet erfolgen, soweit gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist. Die ortsübliche Form der öffentlichen Bekannt-
machung ist in der Hauptsatzung zu bestimmen. In der 
Hauptsatzung ist darauf hinzuweisen, dass in der Kommunal-
verwaltung Satzungen eingesehen und kostenpflichtig Kopien 
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und kostenpflichtig Kopien gefertigt werden können. Er-
folgt die öffentliche Bekanntmachung durch Aushang, in 
einem amtlichen Bekanntmachungsblatt oder in einer oder 
mehreren Zeitungen, soll der Text bekannt gemachter 
Satzungen auch über das Internet zugänglich gemacht 
werden. 

gefertigt werden können. Erfolgt die öffentliche Bekanntma-
chung durch Aushang, in einem amtlichen Bekanntma-
chungsblatt oder in einer oder mehreren Zeitungen, soll der 
Text bekannt gemachter Satzungen auch über das Internet 
zugänglich gemacht werden.“ 

  
b) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: b) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

  
(2) Die öffentliche Bekanntmachung im Internet erfolgt durch 

Bereitstellung der Satzung auf einer Internetseite der 
Kommune unter Angabe des Bereitstellungstages. Die in-
haltliche Übereinstimmung des digitalisierten Dokumentes 
mit dem der Bekanntmachung zugrundeliegenden Original 
muss gewährleistet sein. Satzungen sind mit ihrer Bereit-
stellung nach Satz 1 öffentlich bekannt gemacht. Die 
Kommune hat auf die Internetadresse, unter der die Be-
reitstellung der Satzung erfolgt ist, unverzüglich durch 
Aushang, im amtlichen Bekanntmachungsblatt oder in ei-
ner Zeitung nachrichtlich hinzuweisen. Die Form der Be-
kanntmachung des Hinweises nach Satz 4 und die Inter-
netadresse sind in der Hauptsatzung zu bestimmen. Sat-
zungen, die durch das Internet bekannt gemacht wurden, 
sind für die Dauer ihrer Gültigkeit dauerhaft im Internet be-
reitzustellen und in der bekannt gemachten Fassung 
durch technische und organisatorische Maßnahmen zu si-
chern. Die Bereitstellung im Internet darf nur auf einer 
ausschließlich in der Verantwortung der Kommune betrie-
benen Internetseite erfolgen; die Kommune darf sich zur 
Einrichtung und Pflege dieser Internetseite eines Dritten 
bedienen. 

     „(2) Die öffentliche Bekanntmachung im Internet erfolgt durch 
Bereitstellung der Satzung auf einer Internetadresse der 
Kommune unter Angabe des Bereitstellungstages. _______ 
Satzungen sind mit ihrer Bereitstellung nach Satz 1 öffentlich 
bekannt gemacht. Die Kommune hat auf die Internetadresse, 
unter der die Bereitstellung der Satzung erfolgt ist, unverzüg-
lich durch Aushang, im amtlichen Bekanntmachungsblatt oder 
in einer Zeitung nachrichtlich hinzuweisen. Die Form der Be-
kanntmachung des Hinweises nach Satz 3 und die Internet-
adresse sind in der Hauptsatzung zu bestimmen. Satzungen, 
die durch das Internet bekannt gemacht wurden, sind für die 
Dauer ihrer Gültigkeit ___ im Internet bereitzustellen und in 
der bekannt gemachten Fassung durch technische und orga-
nisatorische Maßnahmen zu sichern. Die Bereitstellung im In-
ternet darf nur auf einer ausschließlich in der Verantwortung 
der Kommune betriebenen Internetadresse erfolgen; die 
Kommune darf sich zur Einrichtung und Pflege dieser Inter-
netadresse eines Dritten bedienen.“ 
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c) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Absätze 3 und 4. c) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Absätze 3 und 4. 

  
d) In Absatz 4 wird die Angabe „Absätze 1 und 2“ durch die 

Angabe „Absätze 1 bis 3“ ersetzt. 
d) unverändert 

  
3. In § 54 Satz 2 werden nach dem Wort „schriftlichen“ die Wör-

ter „oder elektronischen“ eingefügt. 
 3. unverändert 

  
4. § 56 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 4. § 56 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
  

a) Nach Satz 1 wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: a) Nach Satz 1 wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 
  

„Abstimmungen können auch im Wege der elektronischen 
Form erfolgen; die Einzelheiten regelt die Geschäftsord-
nung.“ 

„Abstimmungen im Rahmen von Präsenzsitzungen kön-
nen auch im Wege der elektronischen Form erfolgen; die 
Einzelheiten regelt die Geschäftsordnung.“ 

  
b) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 und 4. b) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 3 und 4. 

  
5. Nach § 56 wird folgender § 56a eingefügt: 5. Nach § 56 wird folgender § 56a eingefügt: 
  

„§ 56a „§ 56a 
Abstimmungen in außergewöhnlichen Notsituationen Abstimmungen in außergewöhnlichen Notsituationen 

  
(1) Soweit eine Naturkatastrophe, eine epidemische oder 
pandemische Lage oder eine sonstige außergewöhnliche 
Notsituation die ordnungsgemäße Durchführung der Sitzun-
gen der Vertretung und ihrer Ausschüsse unzumutbar macht, 
finden die Regelungen der Absätze 2 bis 6 Anwendung. Die 
Kommunalaufsichtsbehörde stellt das Erfordernis im Sinne 
von Satz 1 fest und bestimmt den Zeitraum der Anwendbar-
keit der Regelungen. Die kommunalaufsichtliche Feststellung 

(1) Soweit eine Naturkatastrophe, eine epidemische oder 
pandemische Lage oder eine sonstige außergewöhnliche 
Notsituation die ordnungsgemäße Durchführung der Sitzun-
gen der Vertretung und ihrer Ausschüsse unzumutbar macht, 
finden die Regelungen der Absätze 2 bis 6 Anwendung. Die 
Kommunalaufsichtsbehörde stellt die Notsituation im Sinne 
von Satz 1 fest und bestimmt den Zeitraum der Anwendbar-
keit der Regelungen. Die kommunalaufsichtliche Feststellung 



6 

 

entfällt, soweit und solange eine außergewöhnliche Notlage 
durch den Landtag nach § 161 Abs. 2 Sätze 2 bis 4 festge-
stellt wird. Die Kommune hat sicherzustellen, dass die Öf-
fentlichkeit in geeigneter Weise Kenntnis über die in An-
spruch genommenen Abweichungsmöglichkeiten nach den 
Absätzen 2 bis 6 erhält. 

entfällt, soweit und solange eine landesweite epidemische 
oder pandemische Lage durch den Landtag nach § 161 
Abs. 2 Satz 2 bis 4 festgestellt wird. Die Kommune hat si-
cherzustellen, dass die Öffentlichkeit in geeigneter Weise 
Kenntnis über die in Anspruch genommenen Abweichungs-
möglichkeiten nach den Absätzen 2 bis 6 erhält. 

  
(2) Zur Sicherstellung der Beratungen und Abstimmungen 
können notwendige Sitzungen der Vertretung und ihrer Aus-
schüsse, ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder in ei-
nem Sitzungsraum, als Videokonferenz durch zeitgleiche 
Übertragung von Bild und Ton durchgeführt werden. Die Mit-
glieder, die im Wege audiovisueller Systeme zugeschaltet 
und so in der Lage sind, dem Verlauf der Sitzung in Bild und 
Ton zu folgen, gelten als anwesend. In einer Videokonfe-
renzsitzung dürfen Wahlen im Sinne von § 56 Abs. 3 nicht 
durchgeführt werden; im Übrigen sind die für den Geschäfts-
gang der Sitzungen der Vertretung und Ausschüsse gelten-
den Bestimmungen entsprechend anzuwenden. Die Kom-
mune hat sicherzustellen, dass die technischen Anforderun-
gen und die datenschutzrechtlichen Bestimmungen für eine 
ordnungsgemäße Durchführung der Videokonferenzsitzung 
einschließlich Beratung und Abstimmung eingehalten wer-
den. Bei öffentlichen Videokonferenzsitzungen ist mindes-
tens zu gewährleisten, dass Presse, Rundfunk und ähnliche 
Medien und die interessierte Öffentlichkeit in öffentlich zu-
gänglichen Räumlichkeiten die Sitzung zeitgleich verfolgen 
können; § 52 Abs. 5 Satz 2 bleibt unberührt. Zeit und Tages-
ordnung einer Videokonferenzsitzung sind rechtzeitig ortsüb-
lich bekannt zu machen; dabei ist die Öffentlichkeit darauf 
hinzuweisen, in welcher Weise die öffentliche Videokonfe-
renzsitzung verfolgt werden kann.  

(2) Zur Sicherstellung der Beratungen und Abstimmungen 
können notwendige Sitzungen der Vertretung und ihrer Aus-
schüsse_ ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder in ei-
nem Sitzungsraum_ als Videokonferenz durch zeitgleiche 
Übertragung von Bild und Ton durchgeführt werden. Das 
Nähere zur Durchführung der Videokonferenz regelt die 
Geschäftsordnung. In einer Videokonferenzsitzung dürfen 
Wahlen im Sinne von § 56 Abs. 3 nicht durchgeführt werden; 
im Übrigen sind die für den Geschäftsgang der Sitzungen der 
Vertretung und Ausschüsse geltenden Bestimmungen ent-
sprechend anzuwenden. Die Kommune hat sicherzustellen, 
dass die technischen Anforderungen und die datenschutz-
rechtlichen Bestimmungen für eine ordnungsgemäße Durch-
führung der Videokonferenzsitzung einschließlich Beratung 
und Abstimmung eingehalten werden. Bei öffentlichen Vide-
okonferenzsitzungen ist mindestens zu gewährleisten, dass 
Presse, Rundfunk und ähnliche Medien und die interessierte 
Öffentlichkeit in öffentlich zugänglichen Räumlichkeiten die 
Sitzung zeitgleich verfolgen können_ _________. Zeit und 
Tagesordnung einer Videokonferenzsitzung sind rechtzeitig 
ortsüblich bekannt zu machen; dabei ist die Öffentlichkeit da-
rauf hinzuweisen, in welcher Weise die öffentliche Videokon-
ferenzsitzung verfolgt werden kann.  
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(3) Die Vertretung und ihre Ausschüsse können über Ver-
handlungsgegenstände im Wege eines schriftlichen oder 
elektronischen Verfahrens abstimmen, soweit sich vier Fünf-
tel der Mitglieder der Vertretung oder des Ausschusses mit 
diesem Verfahren einverstanden erklären. Im schriftlichen 
oder elektronischen Verfahren dürfen Wahlen im Sinne von 
§ 56 Abs. 3 nicht durchgeführt werden. Vor der Abstimmung 
im schriftlichen oder elektronischen Verfahren ist der Ver-
handlungsgegenstand grundsätzlich mittels geeigneter tech-
nischer Hilfsmittel, insbesondere in Form einer Telefonkonfe-
renz oder einer Videokonferenz, zu beraten. Hierauf kann 
verzichtet werden, wenn der Verhandlungsgegenstand in ei-
ner Präsenzsitzung bereits behandelt oder im Rahmen einer 
Präsenzsitzung auf eine Vorberatung verzichtet wurde. Der 
Zeitpunkt der Beschlussfassung im schriftlichen oder elekt-
ronischen Verfahren und die Zusammenstellung der Ab-
stimmungsgegenstände sind rechtzeitig ortsüblich bekannt 
zu machen. Für die Abstimmung im schriftlichen oder elekt-
ronischen Verfahren ist jedem Mitglied eine Beschlussvorla-
ge zur Verfügung zu stellen, die alle zur Abstimmung erfor-
derlichen Informationen und eine Frist enthält, bis zu der die 
Stimme abzugeben ist; für die Abstimmung gilt § 56 Abs. 2 
Sätze 3 und 4. Beschlüsse, die im schriftlichen oder elektro-
nischen Verfahren gefasst wurden, oder deren wesentlicher 
Inhalt sowie das jeweilige Abstimmungsvotum der Mitglieder 
sind in ortsüblicher Weise der Öffentlichkeit zugänglich zu 
machen; § 52 Abs. 2 gilt entsprechend. Die Vertretung oder 
der Ausschuss setzt die im schriftlichen oder elektronischen 
Verfahren gefassten Beschlüsse auf die Tagesordnung sei-
ner nächsten Präsenzsitzung und kann diese aufheben oder 
ändern, soweit sie noch nicht erledigt oder nicht bereits 

(3) Die Vertretung und ihre Ausschüsse können über Ver-
handlungsgegenstände im Wege eines schriftlichen oder 
elektronischen Verfahrens abstimmen, soweit sich vier Fünf-
tel der Mitglieder der Vertretung oder des Ausschusses mit 
diesem Verfahren einverstanden erklären. Im schriftlichen 
oder elektronischen Verfahren dürfen Wahlen im Sinne von 
§ 56 Abs. 3 nicht durchgeführt werden. Vor der Abstimmung 
im schriftlichen oder elektronischen Verfahren ist der Ver-
handlungsgegenstand grundsätzlich mittels geeigneter tech-
nischer Hilfsmittel, insbesondere in Form einer Telefonkonfe-
renz oder einer Videokonferenz, zu beraten. Hierauf kann 
verzichtet werden, wenn der Verhandlungsgegenstand in ei-
ner Präsenzsitzung bereits behandelt oder im Rahmen einer 
Präsenzsitzung auf eine Vorberatung verzichtet wurde. Der 
Zeitpunkt der Beschlussfassung im schriftlichen oder elekt-
ronischen Verfahren und die Zusammenstellung der Ab-
stimmungsgegenstände sind rechtzeitig ortsüblich bekannt 
zu machen. Für die Abstimmung im schriftlichen oder elekt-
ronischen Verfahren ist jedem Mitglied eine Beschlussvorla-
ge zur Verfügung zu stellen, die alle zur Abstimmung erfor-
derlichen Informationen und eine Frist enthält, bis zu der die 
Stimme abzugeben ist; für die Abstimmung gilt § 56 Abs. 2 
Satz 3 und 4. Beschlüsse, die im schriftlichen oder elektroni-
schen Verfahren gefasst wurden, oder ihr wesentlicher Inhalt 
sowie das jeweilige Abstimmungsvotum der Mitglieder sind in 
ortsüblicher Weise der Öffentlichkeit zugänglich zu machen; 
§ 52 Abs. 2 gilt entsprechend. Die Vertretung oder der Aus-
schuss setzt die im schriftlichen oder elektronischen Verfah-
ren gefassten Beschlüsse auf die Tagesordnung seiner 
nächsten Präsenzsitzung und kann diese aufheben oder än-
dern, soweit sie noch nicht erledigt oder nicht bereits Rechte 
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Rechte Dritter entstanden sind. Dritter entstanden sind. Beschlüsse von Ausschüssen, die 
zur Vorberatung der Verhandlungen oder einzelner Ver-
handlungsgegenstände der Vertretung im schriftlichen 
oder elektronischen Verfahren gefasst wurden und die 
von der Vertretung behandelt wurden, können nur von 
der Vertretung aufgehoben oder geändert werden. 

  
(4) Die Beteiligung der beschließenden Ausschüsse nach 
§ 48 Abs. 3 Satz 1 bei der Vorbereitung der Beschlüsse der 
Vertretung kann unterbleiben. 

(4) unverändert 

  
(5) Die Einberufung der Vertretung nach § 53 Abs. 5 Satz 1, 
2. Alternative kann unterbleiben. 

(5) Die Regelung zur Einberufung der Vertretung nach 
§ 53 Abs. 5 Satz 1, 2. Alternative findet keine Anwendung. 

  
(6) Im Rahmen der Anhörung nach § 84 Abs. 2 kann anstelle 
des Ortschaftsrates der Ortsbürgermeister angehört werden, 
soweit der Ortsbürgermeister hierzu sein Einverständnis er-
klärt.“ 

(6) unverändert 

  
6. § 63 Abs. 2 KVG LSA wird wie folgt geändert: 6. § 63 Abs. 2 ___ wird wie folgt geändert: 
  

a) Nach Satz 2 wird folgender neuer Satz 3 eingefügt: a) unverändert 
  

„Im Falle des Vorliegens einer außergewöhnlichen Notsi-
tuation im Sinne von § 56a Abs. 1 kann die Vorstellung 
der Bewerber nach Satz 2 im Wege einer Videokonferenz 
erfolgen; § 56a Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden.“ 

 

  
b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. b) unverändert 

  
7. Dem § 100 Abs. 1 wird folgender Satz 5 angefügt: 7. unverändert  
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„Zur Behebung von Fehlern kann die Haushaltssatzung auch 
nach Ablauf des Haushaltsjahres geändert oder erlassen 
werden.“ 

 

  
8. § 103 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 8. § 103 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
  

Die Haushaltssatzung kann nur durch Nachtragshaushalts-
satzung geändert werden, die bis zum Ablauf des Haushalts-
jahres zu beschließen ist; § 100 Absatz 1 Satz 5 bleibt unbe-
rührt. 

„Die Haushaltssatzung kann nur durch Nachtragshaushalts-
satzung geändert werden, die bis zum Ablauf des Haushalts-
jahres zu beschließen ist; § 100 Abs. 1 Satz 5 findet keine 
Anwendung.“ 

  
9. § 161 wird wie folgt geändert: 9. § 161 wird wie folgt geändert: 
  

a) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: a) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 
  

„Im Falle des Vorliegens einer außergewöhnlichen Notla-
ge mit landesweiten Auswirkungen, insbesondere in epi-
demischen Lagen wird das für Kommunalangelegenheiten 
zuständige Ministerium zum Zweck der Sicherung der 
kommunalen Haushaltsaufstellung und Haushaltsführung 
ermächtigt durch Verordnungen abweichende Vorschriften 
zu erlassen über 

„(2) Im Falle des Vorliegens einer landesweiten epidemi-
schen oder pandemischen Lage wird das für Kommu-
nalangelegenheiten zuständige Ministerium zum Zweck 
der Sicherung der kommunalen Haushaltsaufstellung und 
Haushaltsführung ermächtigt, durch Verordnung_ die 
Kommunen zeitweilig von folgenden Verpflichtungen 
freizustellen: 

  
1. die Verpflichtung der Kommune, im Haushaltsjahr der 

außergewöhnlichen Notlage ein Haushaltskonsolidie-
rungskonzept aufzustellen (§ 100 Abs. 3 bis 6), 

1. von der Verpflichtung _____, in einem Haushaltsjahr, 
in dem eine landesweite epidemische oder pande-
mische Lage festgestellt wird, ein Haushaltskonsoli-
dierungskonzept aufzustellen (§ 100 Abs. 3 bis 6), 

  
2. die Verpflichtung der Kommune, mit der öffentlichen 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung den Haus-
haltsplan mit seinen Anlagen an sieben Tagen öffent-
lich auszulegen (§ 102 Abs. 2), 

2. von der Verpflichtung _____, mit der öffentlichen Be-
kanntmachung der Haushaltssatzung den Haushalts-
plan mit seinen Anlagen an sieben Tagen öffentlich 
auszulegen (§ 102 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1), 
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3. die Verpflichtung der Kommune, dass über- und au-

ßerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen nur 
getätigt werden, wenn deren Deckung gewährleistet ist 
(§ 105), 

3. von der Verpflichtung _____, dass über- und außer-
planmäßige Aufwendungen und Auszahlungen nur ge-
tätigt werden, wenn deren Deckung gewährleistet ist 
(§ 105 Abs. 1 Satz 1), 

  
4. die Verpflichtung der Kommune, im Haushaltsjahr der 

außergewöhnlichen Notlage eine mittelfristige Ergeb-
nis- und Finanzplanung aufzustellen (§ 106), 

4. von der Verpflichtung _____, in einem Haushaltsjahr, 
in dem eine landesweite epidemische oder pande-
mische Lage festgestellt wird, eine mittelfristige Er-
gebnis- und Finanzplanung aufzustellen, jährlich der 
Entwicklung anzupassen und fortzuführen (§ 106), 

  
5. die Verpflichtung der Kommune, während der außer-

gewöhnlichen Notlage Kredite nur bis zu dem in der 
Haushaltssatzung festgesetzten Höchstbetrag aufzu-
nehmen (§ 110 Abs. 1 Satz 1). 

5. von der Verpflichtung _____, während der Dauer ei-
ner festgestellten landesweiten epidemischen oder 
pandemischen Lage Kredite nur bis zu dem in der 
Haushaltssatzung festgesetzten Höchstbetrag aufzu-
nehmen (§ 110 Abs. 1 Satz 1). 

  
Das Vorliegen einer außergewöhnlichen Notlage mit lan-
desweiten Auswirkungen stellt der Landtag fest. Die Fest-
stellung gilt für drei Monate; sie kann bei Fortbestehen ih-
rer Voraussetzungen um jeweils drei Monate durch den 
Landtag verlängert werden. Der Landtag hebt die von ihm 
getroffene Feststellung der außergewöhnlichen Notlage 
mit landesweiten Auswirkungen wieder auf, wenn die Vo-
raussetzungen für ihre Feststellung nicht mehr vorliegen. 
Die in der Verordnung nach Satz 1 Ziffern 1 und 4 erlas-
senen abweichenden Regelungen gelten auch nach der 
Aufhebung der Notlage durch den Landtag nach Satz 4 
weiter bis zum Ablauf des Haushaltsjahres, in dem die 
außergewöhnliche Notlage mit landesweiten Auswirkun-
gen festgestellt wurde.“ 

Das Vorliegen einer Lage nach Satz 1 stellt der Landtag 
fest. Die Feststellung gilt für drei Monate; sie kann bei 
Fortbestehen ihrer Voraussetzungen um jeweils drei Mo-
nate durch den Landtag verlängert werden. Der Landtag 
hebt die von ihm getroffene Feststellung _____ wieder 
auf, wenn die Voraussetzungen ____ nicht mehr vorlie-
gen. Die durch __ Verordnung nach Satz 1 Nrn. 1 und 4 
erlassenen abweichenden Regelungen gelten auch nach 
der Aufhebung ____ durch den Landtag nach Satz 4 ___ 
bis zum Ablauf des Haushaltsjahres, in dem die Feststel-
lung nach Satz 2 erfolgte, fort.“ 
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b) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Absätze 3 bis 5. b) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden die Absätze 3 bis 

5. 
  
  

Artikel 2 Artikel 2 
Änderung des Wahlgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt ____ Wahlgesetz__ des Landes Sachsen-Anhalt 

  
Dem § 56 des Wahlgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Februar 2010 (GVBl. 
LSA S. 80), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
27. November 2019 (GVBl. LSA S. 930), wird folgender Absatz 5 
angefügt: 

Dem § 56 des Wahlgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Februar 2010 (GVBl. 
LSA S. 80), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
18. Februar 2020 (GVBl. LSA S. 25, 36), wird folgender Absatz 5 
angefügt: 

  
„(5) Das für Wahlen zuständige Ministerium wird ermächtigt, im 
Falle eines Ereignisses höherer Gewalt von den Bestimmungen 
dieses Gesetzes über die Urnenwahl in Wahlräumen abzuwei-
chen, um soweit erforderlich die Durchführung der Wahl im We-
ge der Briefwahl zu ermöglichen, wenn die Landeswahlleiterin 
vorab feststellt, dass die Durchführung der Wahl im Wege der 
Urnenwahl in Wahlräumen unmöglich ist.“ 

„(5) Das für Wahlen zuständige Ministerium wird ermächtigt, im 
Falle eines Ereignisses höherer Gewalt durch Verordnung von 
den Bestimmungen dieses Gesetzes über die Stimmabgabe in 
Wahlräumen und die Durchführung der Briefwahl abwei-
chende Regelungen zu treffen, um soweit erforderlich die 
Durchführung der Wahl im Wege der Briefwahl zu ermöglichen, 
wenn der Landeswahlleiter__ zu einem Zeitpunkt, der näher 
als vier Monate vor dem Wahltag liegt, feststellt, dass die 
Stimmabgabe in Wahlräumen wegen einer Gefahr für Leben 
oder Gesundheit ganz oder teilweise unmöglich ist.“ 

  
  

Artikel 3 Artikel 3 
Änderung des Kommunalwahlgesetzes ______ Kommunalwahlgesetz__ 

für das Land Sachsen-Anhalt für das Land Sachsen-Anhalt 
  
Das Kommunalwahlgesetz für das Land Sachsen-Anhalt in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 2004 (GVBl. 

Das Kommunalwahlgesetz für das Land Sachsen-Anhalt in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 2004 (GVBl. 
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LSA S. 92), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
22. Juni 2018 (GVBl. LSA S. 166, 175), wird wie folgt geändert: 

LSA S. 92), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
18. Februar 2020 (GVBl. LSA S. 25, 39), wird wie folgt geändert: 

  
1. In der Inhaltsübersicht erhält die Angabe zu § 68 folgende 

Fassung: 
1. In der Inhaltsübersicht erhält die Angabe zu § 68 folgende 

Fassung: 
  

„§ 68   Erlass von Rechtsverordnungen“. „§ 68   Verordnungsermächtigungen“. 
  
2. § 68 wird wie folgt geändert: 2. § 68 wird wie folgt geändert: 
  

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
  

„§ 68 „§ 68 
Erlass von Rechtsverordnungen“. Verordnungsermächtigungen“. 

  
b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

  
„(4) Das für Wahlen zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, im Falle eines Ereignisses höherer Gewalt von den 
Bestimmungen dieses Gesetzes über die Urnenwahl in 
Wahllokalen abzuweichen, um soweit erforderlich die 
Durchführung der Wahl im Wege der Briefwahl zu ermög-
lichen, wenn die Landeswahlleiterin vorab feststellt, dass 
die Durchführung der Wahlen im Wege der Urnenwahl in 
Wahllokalen unmöglich ist.“ 

„(4) Das für Kommunalangelegenheiten zuständige Mi-
nisterium wird ermächtigt, im Falle eines Ereignisses hö-
herer Gewalt durch Verordnung von den Bestimmungen 
dieses Gesetzes über die Ausgabe von Wahlscheinen, 
die Stimmabgabe in Wahllokalen und die Durchführung 
der Briefwahl abweichende Regelungen zu treffen, um 
soweit erforderlich die Durchführung der Wahl im Wege 
der Briefwahl zu ermöglichen, wenn der Landeswahllei-
ter_ im Hinblick auf diese Wahl __ feststellt, dass die 
Stimmabgabe ___ in Wahllokalen wegen einer Gefahr 
für Leben oder Gesundheit ganz oder teilweise unmög-
lich ist.“ 
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Artikel 4 Artikel 4 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
  
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. unverändert 
 
 
 


